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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 RJ 393/00
Datum 13.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 RJ 146/01
Datum 31.07.2002

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 13.02.2001 und der Bescheid der Beklagten vom 22.11.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.04.2000 abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird
verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 01.11.2000 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu
gewÃ¤hren.
II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
III. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob dem KlÃ¤ger Rentenleistungen wegen
BerufsunfÃ¤higkeit (BU) zustehen.

Der am 1953 geborene KlÃ¤ger hat von 1969 bis 1972 den Beruf eines
Maschinenschlossers erlernt und anschlieÃ�end als Fahrer, Kranfahrer und zuletzt
von 1989 bis 29.02.1996 als Monteur fÃ¼r Pumpen (Reparatur und Wartung an
klÃ¤rtechnischen Einrichtungen) versicherungspflichtig gearbeitet. Entlohnt wurde
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er nach Gruppe 5 des Tarifvertrages fÃ¼r das SanitÃ¤r-/Installateurhandwerk in
Bayern. In der Folgezeit war er arbeitslos und arbeitsunfÃ¤hig.

Beim KlÃ¤ger wurde im Mai 1993 eine Totalendoprothese am rechten und im Juni
1995 am linken HÃ¼fgelenk implantiert. Nachdem sein Rentenantrag vom
31.01.1996 mit bindendem Bescheid vom 12.03.1996 abgelehnt worden war (das
anschlieÃ�ende Klageverfahren S 17 Ar 828/96 endete durch KlagerÃ¼cknahme),
beantragte der KlÃ¤ger am 05.10.1999 erneut Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Der Chirurg Dr.P. vom Ã�rztlichen Dienst der Beklagten gelangte
im Gutachten vom 26.10./08.11.1999 ebenso wie der Internist Dr.M. im Gutachten
vom 09.11.1999 zu der Beurteilung, dem KlÃ¤ger seien vollschichtig leichte,
zeitweise mittelschwere Arbeiten, jeweils im Wechselrhythmus zumutbar. Die
Beklagte lehnte mit Bescheid vom 22.11.1999 und Widerspruchsbescheid vom
17.04.2000 Rentenleistungen ab und verwies den KlÃ¤ger auf ihm zumutbare
andere TÃ¤tigkeiten.

Das Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) hat zunÃ¤chst Befundberichte des OrthopÃ¤den
Dr.S. und des Allgemeinmediziners Dr.S. sowie die Schwerbehindertenakten des
AVF NÃ¼rnberg (GdB 50, Merkzeichen G) zum Verfahren beigezogen. Der
OrthopÃ¤de Prof.Dr.L. hat das Gutachten vom 06.12.2000 erstattet. Er hat die
Auffassung vertreten, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch leichte Arbeiten in Vollschicht
verrichten. Er sollte befreit sein von Arbeiten in stÃ¤ndiger Inklination (Vorneigung)
der RumpfwirbelsÃ¤ule, von Arbeiten in Ã�berstreckstellung der HalswirbelsÃ¤ule
und von Arbeiten mit den Armen Ã¼ber der Horizontalen. Die Arbeiten kÃ¶nnten im
Wechselrhythmus verrichtet werden, vornehmlich aber im Sitzen. Nicht zumutbar
seien Arbeiten in Feuchtigkeit und NÃ¤sse sowie auf Leitern und GerÃ¼sten. Auch
der anlÃ¤sslich des Termins vom 13.02.2001 gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr.G. hat
leichte bis gelegentlich mittelschwere Arbeiten vorzugsweise im Wechselrhythmus
fÃ¼r zumutbar gehalten. Eine Besserung im Gesundheitszustand des KlÃ¤gers sei
nicht absehbar.

Mit Urteil vom 13.02.2001 hat das SG die Klage abgewiesen. In Anlehnung an eine
in einem anderen Verfahren eingeholte berufskundliche Auskunft des LAA Bayern
vom 19.06.1998 hat es den KlÃ¤ger als Facharbeiter auf die TÃ¤tigkeit eines
Telefonisten verwiesen, die diesem subjektiv und objektiv zumutbar sei.

Mit der hiergegen eingelegten Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, er kÃ¶nne auch
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig
verrichten. Die Rumpfbeschwerden sowie weitere orthopÃ¤dische
GesundheitsstÃ¶rungen machten es unmÃ¶glich, ohne Schmerzen lÃ¤ngere Zeit zu
stehen, zu sitzen oder zu gehen. Er sei auch nicht zumutbar auf die TÃ¤tigkeit eines
Telfonisten verweisbar. Daran hindere ihn seine beidseitige SchwerhÃ¶rigkeit. Er
benÃ¶tige ein HÃ¶rgerÃ¤t, welches das Anlegen von KopfhÃ¶rern nicht
ermÃ¶gliche. Aus diesem Grund mÃ¼sse wenigstens Rente wegen BU gewÃ¤hrt
werden.

Der KlÃ¤ger beantragt nur noch,
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das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 13.02.2001 sowie den Bescheid der Beklagten
vom 22.11.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.04.2000
abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ab dem frÃ¼hestmÃ¶glichen
Zeitpunkt die gesetzlichen Leistungen wegen BU zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, der KlÃ¤ger sei zumutbar auf die TÃ¤tigkeiten eines
Telefonisten, QualitÃ¤tskontrolleurs, EndproduktprÃ¼fers sowie eines Angebots-
bzw Auftragssachbearbeiters in der Metallindustrie verweisbar.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge, die frÃ¼here Klageakte des SG (S 17 Ar 828/96) und die Unterlagen
der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist nach Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft; sie ist form- und
fristgerecht eingelegt (Â§ 151 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist auch im Sinne des zuletzt gestellten Antrags
begrÃ¼ndet. Denn der KlÃ¤ger ist berufsunfÃ¤hig im Sinne des Gesetzes. Nach Â§
43 Abs 1 aF Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben Versicherte bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen BU, wenn sie 1.
berufsunfÃ¤hig sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BU drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge geleistet und 3. vor Eintritt der BU die allgemeine Wartezeit
erfÃ¼llt haben.

SÃ¤mtliche Anspruchsvoraussetzungen werden vom KlÃ¤ger erfÃ¼llt. Nach dem
aktenkundigen Versicherungsverlauf sind sowohl die allgemeine Wartezeit von
fÃ¼nf Jahren (Â§ 50 Abs 1 Nr 2 SGB VI) als auch die erforderliche Beitragsdichte (Â§
43 Abs 1 Nr 2 SGB VI) und damit die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BU gegeben.

Beim KlÃ¤ger liegt auch BU im Sinne des Gesetzes vor. Nach Â§ 43 Abs 2 aF SGB VI
ist berufsunfÃ¤hig ein Versicherter, dessen ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen eines kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Nach den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des vom SG gehÃ¶rten OrthopÃ¤den Prof.Dr.L. im Gutachten vom
06.12.2000 kann der KlÃ¤ger im Hinblick auf die bei ihm bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen nur noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig
verrichten, wenn die vom Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen beschriebenen
FunktionseinschrÃ¤nkungen beachtet werden. Solche leichte Arbeiten kann der
KlÃ¤ger nur noch im Wechselrhytmus verrichten, Ã¼berwiegend im Sitzen. In
Anbetracht dieses LeistungsvermÃ¶gens ist davon auszugehen, dass der KlÃ¤ger

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

aus gesundheitlichen GrÃ¼nden gehindert ist, seinem zuletzt versicherungspflichtig
ausgeÃ¼bten Beruf als Monteur fÃ¼r Pumpen weiter nachzugehen. DarÃ¼ber
besteht zwischen den Beteiligten auch kein Streit.

Der Umstand, dass ein Versicherter seinen zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf nicht mehr
verrichten kann, zieht aber nicht ohne weiteres die Annahme des Leistungsfalles
der BU nach sich. Vielmehr ist nun anhand der Kriterien des Â§ 43 Abs 2 SGB VI zu
ermitteln, ob der Versicherte noch zumutbar auf andere TÃ¤tigkeiten verwiesen
werden kann. Dabei umfasst der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit zu beurteilen ist, alle TÃ¤tigkeiten, die seinen KrÃ¤ften und
FÃ¤higkeiten entsprechen und ihm unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des
Umfangs seiner Ausbildung sowie seines bisherigen Berufs und der besonderen
Anforderungen seinen bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§
43 Abs 2 Satz 2 aF SGB VI).

Vorliegend ist davon auszugehen â�� darÃ¼ber besteht zwischen den Beteiligten
auch kein Streit -, dass der KlÃ¤ger Berufsschutz als Facharbeiter im Sinne des vom
BSG entwickelten Mehrstufenschemas genieÃ�t. Als Facharbeiter mit einem
anerkannten Ausbildungsberuf sind ihm nach Â§ 43 Abs 2 aF SGB VI nicht nur
TÃ¤tigkeiten aus seinem bisherigen, fÃ¼r die Anerkennung des Berufsschutzes
maÃ�gebenden Qualifikationsbereich, sondern auch solche der nÃ¤chstniedrigeren
Gruppe (des Mehrstufenschemas) zumutbar, soweit er dadurch weder in seinem
beruflichen KÃ¶nnen und Wissen noch bezÃ¼glich seiner gesundheitlichen KrÃ¤fte
Ã¼berfordert wird (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 137). Nach der Rechtsprechung des
BSG (SozR 2200 Â§ 1246 Nr 147) muss es sich bei den der Gruppe "Sonstige
Ausbildungsberufe" entnommenen VerweisungstÃ¤tigkeiten um solche handeln, die
der Betroffene nach einer Anlernzeit von hÃ¶chstens drei Monaten
wettbewerbsfÃ¤hig ausÃ¼ben kann, die aber objektiv fÃ¼r einen ungelernten
Arbeiter eine mindestens drei Monate umfassende (betriebliche oder
Ã¼berbetriebliche) Ausbildung erfordern.

Im Hinblick auf die beim KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen und deren
Auswirkungen auf seine Einsetzbarkeit ist der Senat zu der Ã�berzeugung gelangt,
dass der KlÃ¤ger zur Zeit nicht zumutbar auf andere qualifizierte AnlerntÃ¤tigkeiten
verwiesen werden kann.

Dies gilt schon fÃ¼r die TÃ¤tigkeit eines Telefonisten, auf die das SG den KlÃ¤ger
im angefochtenen Urteil verwiesen hat. Insoweit bezieht sich der Senat auf sein
Urteil vom 13.10.1999 (L 19 RJ 44/99). Zwar ist die TÃ¤tigkeit eines Telefonisten
durchaus in verschiedenen TarifvertrÃ¤gen als AnlerntÃ¤tigkeit ausgewiesen und
wird entsprechend entlohnt. Als zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit kommt sie aber
nur dann infrage, wenn bereits die Eingangsgruppe die eines qualifizierten
Angelernten darstellt. Wie ein Vergleich zB der VergÃ¼tungsgruppen VIII bis X des
Tarifvertrages der kommunalen ArbeitgeberverbÃ¤nde (Anlage 1 a zum BAT â��
VKA -) ergibt, erfordern aber AngestelltentÃ¤tigkeiten in BÃ¼ro und Registratur
regelmÃ¤Ã�ig eine Ã¼ber drei Monate hinausgehende Anlernzeit. Lediglich die in
der VergÃ¼tungsgruppe IX und X beschriebenen TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten vom
KlÃ¤ger innerhalb der Dreimonatsfrist erlernt werden. Die TÃ¤tigkeit im
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Telefondienst kommt zwar nach der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom
12.09.1991 SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 17) fÃ¼r einen Facharbeiter grundsÃ¤tzlich als
zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit in Betracht. Dies gilt aber nur, wenn der
Telefonist innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten nach der
VergÃ¼tungsgruppe VIII des oben genannten Tarifvertrages entlohnt wird.
Eingangsgruppe fÃ¼r den Telefonisten ist aber die VergÃ¼tungsgruppe IX, deren
allgemeine Qualifikationsanforderungen keine tarifliche Umschreibung einer als
"sonstiger Ausbildungsberuf" im Sinne des Mehrstufenschemas zu bewertenden
AnlerntÃ¤tigkeit enthÃ¤lt, so dass sie einer AnlerntÃ¤tigkeit nicht gleichgestellt und
dem KlÃ¤ger als Facharbeiter nicht zugemutet werden kann. Die TÃ¤tigkeit eines
Telefonisten ist dem KlÃ¤ger somit nicht zumutbar.

Auf PrÃ¼f- und KontrolltÃ¤tigkeiten in der metallverarbeitenden Industrie kann der
KlÃ¤ger nicht zumutbar verwiesen werden. UnabhÃ¤ngig davon, ob der KlÃ¤ger
medizinisch gesehen fÃ¼r solche TÃ¤tigkeiten Ã¼berhaupt geeignet ist, ist nach
dem Ergebnis zahlreicher berufskundlicher AuskÃ¼nfte des LAA Bayern
AuÃ�enstehenden der Zugang zu solchen TÃ¤tigkeiten verwehrt. Denn
PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten auf einer einem Facharbeiter zumutbaren Qualifikationsstufe, die
auÃ�erdem die RÃ¼cksichtnahme auf verschiedene Leistungsminderungen
zulassen, sind erfahrungsgemÃ¤Ã� AuÃ�enstehenden â�� zumal mit den
Vorkenntnissen und dem beruflichen Werdegang eines Arbeitnehmers wie dem
Versicherten â�� nicht zugÃ¤nglich; sie werden in der Regel innerbetrieblich mit
langjÃ¤hrigen, oft unkÃ¼ndbaren, bewÃ¤hrten, mit den Produkten und
Produktionsverfahren vertrauten leistungsgeminderten Mitarbeitern besetzt.

Der KlÃ¤ger kann auch nicht zumutbar auf die TÃ¤tigkeit eines Angebots- und
Auftragssachbearbeiters verwiesen werden. Dabei ist zunÃ¤chst davon auszugehen,
dass der KlÃ¤ger sein gesamtes versicherungspflichtiges Erwerbsleben als
Handwerker verbracht hat. FÃ¼r solche TÃ¤tigkeiten, die Aufgaben in der
Projektbearbeitung, Planung, Auftragsbearbeitung, Kalkulation und in der
Materialdisposition umfassen, fehlen dem KlÃ¤ger die erforderlichen Kenntnisse.
FÃ¼r derartige TÃ¤tigkeiten ist Ã¼blicherweise mindestens eine kaufmÃ¤nnische
oder technische Ausbildung, zum Teil sogar eine hÃ¶here Qualifikation oder
Zusatzqualifikation Voraussetzung. Diese hat in der Regel nicht einmal ein
Handwerksmeister. AuÃ�erdem sind heutzutage fÃ¼r diesen Aufgabenbereich EDV-
Kenntnisse erforderlich. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gt jedoch nicht Ã¼ber kaufmÃ¤nnische
und auch nicht Ã¼ber Produktkenntnisse, so dass eine Einarbeitungszeit von bis zu
drei Monaten sicherlich nicht genÃ¼gt.

Dem KlÃ¤ger sind daher gegenwÃ¤rtig die von der Beklagten genannten
VerweisungstÃ¤tigkeiten nicht zumutbar. Weitere dem KlÃ¤ger subjektiv und
objektiv zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten sind nicht ersichtlich. Damit liegen die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BU vor. Den
Leistungsfall der BU hat der Senat in Ã�bereinstimmung mit den AusfÃ¼hrungen
des vom SG gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.L. im Oktober 2000
(mit dem Tag der ambulanten Untersuchung) angenommen. Denn Prof.Dr.L. hat im
Vergleich zu den Ermittlungen der Beklagten (Gutachten Dr.P. und Dr.M. vom 08.
bzw 09.11.1999) zum ersten Mal herausgestellt, dass schon aus rein
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orthopÃ¤discher Sicht dem KlÃ¤ger nur noch leichte TÃ¤tigkeiten zumutbar sind,
wÃ¤hrend der Ã�rztliche Dienst der Beklagten noch mittelschwere TÃ¤tigkeiten
zeitweise fÃ¼r zumutbar gehalten hat. Daraus folgt zur Ã�berzeugung des Senats,
dass der KlÃ¤ger in der Zeit vor der Untersuchung durch Prof.Dr.L. zumindest noch
teilweise mittelschwere TÃ¤tigkeiten verrichten konnte und deshalb in seiner
ErwerbsfÃ¤higkeit und damit auch in der Verweisbarkeit noch weniger
eingeschrÃ¤nkt war.

Das angefochtene Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 13.02.2001 und die diesem
zugrunde liegenden Entscheidungen der Beklagten waren daher abzuÃ¤ndern und
die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Leistungen wegen BU ab 01.11.2000 zu
gewÃ¤hren. Im Ã�brigen war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 04.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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